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Der Einsatz tödlicher Waffengewalt ist seit jeher eine Selbstverständlichkeit 
kriegerischer Auseinandersetzungen. Angesichts zunehmender Konfrontation 
vor allem westlicher Streitkräfte mit asymmetrischer und terroristischer Kriegs-
führung und umstrittener militärischer Reaktionen wie der gezielten Tötung von 
Terrorverdächtigen rückt der Einsatz tödlicher Waffengewalt in extraterritorialen 
Einsätzen jedoch immer mehr in den Blickpunkt der Öffentlichkeit. Dies gilt für 
Deutschland spätestens seit dem von Bundeswehroberst Klein angeordneten 
Luftangriff von Kunduz am 4. September 2009.

Vor diesem Hintergrund geht der Autor der Frage nach, unter welchen Voraus-
setzungen und in welchen Grenzen deutsche Hoheitsträger im Ausland – die 
deutsche auswärtige Gewalt – zu tödlichem Waffeneinsatz berechtigt sind. 
Er untersucht einerseits die Rechtmäßigkeit der Entsendung militärischer und 
polizeilicher Operationen ins Ausland und andererseits die Rechtmäßigkeit des 
im Ausland erfolgenden konkreten Waffeneinsatzes – und zwar jeweils sowohl 
nach Maßgabe des Völkerrechts als auch nach Maßgabe des deutschen Ver-
fassungsrechts. 

Der Schwerpunkt der Arbeit liegt auf der Analyse der Rechtmäßigkeit des 
konkreten Waffeneinsatzes. Auf der Ebene des Völkerrechts werden insbesondere 
aktuelle Entwicklungslinien im Recht der bewaffneten Konflikte vertieft be-
leuchtet. Kernstück der Untersuchung ist eine umfassende verfassungsrechtliche 
Auseinandersetzung mit der Frage, in welchem Umfang deutsche Hoheitsträger 
in Auslandssachverhalten an die Grundrechte des Grundgesetzes gebunden sind 
und welchen Anforderungen Rechtsgrundlagen zum extraterritorialen Grund-
rechtseingriff genügen müssen.
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Das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales 
Strafrecht in Freiburg ist Teil der Max-Planck-Gesellschaft,  
deren Aufgabe die Förderung der Grundlagenforschung ist.  
Das Institut gliedert sich in die von Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Ulrich 
Sieber geleitete strafrechtliche Forschungsabteilung und die von 
Prof. Dr. Dr. h.c. Hans-Jörg Albrecht geführte kriminologische 
Forschungsabteilung.
Das gegenwärtige Forschungsprogramm des Instituts umfasst 
neben Untersuchungen zu den Grundlagenfragen von Strafrecht, 
Rechtsvergleichung und Kriminologie vor allem drei zentrale 
Herausforderungen, die mit den Begriffen „Weltgesellschaft“, 
„Informationsgesellschaft“ und „neue Risikogesellschaft“ schlag-
wortartig umschrieben werden: Kriminalität wird globaler; sie 
nutzt zunehmend internationale Datennetze; ihre Auswirkungen 
können – durch Technik und Organisation – schon im Einzelfall 
gesamtgesellschaftliche Bedeutung erlangen. 
Aktuelle Forschungen des Instituts betreffen deswegen ins- 
besondere Ziele und Methoden der Rechtsvergleichung und der 
Rechtsharmonisierung, strafrechtliche Modellgesetze, europäisches 
Strafrecht, Völkerstrafrecht, Internet- und Informationsstrafrecht, 
Geldwäsche, organisierte Kriminalität, Terrorismus, Kriminalität 
in Post-Konfliktgesellschaften sowie empirische Strafverfahrens-
forschung, alternative Methoden der Kriminalprävention,  
Reaktionen auf gefährliche Straftäter und Opferforschung.
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